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„Ich bin sehr optimistisch, dass es gelingt,

einen solidarischen Ausgleich in Europa zu

schaffen.“

Bundeskanzler Sebastian Kurz (ÖVP) hat am Freitag die Ergebnisse
des EU-Gipfels verteidigt

„Gott, ich vermisse ihn.“

US-Präsident Joe Biden kann sich bei seiner ersten
Pressekonferenz einen Seitenhieb auf Donald Trump

nicht verkneifen

…Gabriel N. Toggenburg*

4 FRAGEN AN . . .

„Dolomiten“: Was will die EU-
Kinderrechts-Strategie?
Gabriel N. Toggenburg: Die
EU-Kommission will hier 5
Ziele voranbringen: Erstens,
Kinder und Jugend mehr am
politischen Leben beteiligen.
Zweitens, Kinderarmut und
soziale Ausgrenzung bekämp-
fen. Drittens, Gewalttaten ge-
gen Kinder verhindern. Vier-
tens, die Justizsysteme kinder-
gerecht gestalten und fünftens,
Kindern ein sicheres Internet
und digitale Chancen bieten.

„D“: Und worum geht es bei
der Europäischen Kinderga-
rantie?
Toggenburg: Hier steht die Be-
seitigung von Armut und so-
ziale Ausgrenzung im Alltag
von Kindern im Vordergrund.
Im Unterschied zur Strategie,
muss die Kindergarantie erst
vom Rat der EU angenommen
werden. Die Mitgliedstaaten

werden angehalten, entspre-
chende Gelder für die Be-
kämpfung vonKinderarmut zu
reservieren.

„D“: Ist Kinderarmut ein Prob-
lem in Italien?
Toggenburg: Ja, eindeutig. Ita-
lien liegt mit über zweieinhalb
Millionen Kindern, die von Ar-
mut bedroht sind, auf einem
traurigen Platz 2 in der EU.

„D“: Es geht auch um Schutz
gegen Gewalt. Was ist vorge-
sehen?
Toggenburg: Es wird eine
Empfehlung zur Prävention
schädlicher Praktiken gegen
Frauen und Mädchen geben.
Es soll auch eine Initiative zur
Stärkung integrierter Kinder-
schutzsysteme geben – alle zu-
ständigen Behörden und
Dienste sollen Kinder in den
Mittelpunkt stellen. Sofern
noch nicht verfügbar, soll ein
Kindernotrufdienst (116 111)
und ein Notrufdienst für ver-
misste Kinder (116 000) einge-
richtet werden. ©

* Honorarprofessor für EU-
Recht und Menschenrechts-
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„Wennnichtwir, wer dann?“
BRÜSSEL: EU stellt ihre neueKinderrechts-Strategie sowie eine „Kindergarantie“ vor

Rund 10.000 Kinder haben
sich eingebracht im Rah-

men einer Konsultation zur Vor-
bereitung der neuen EU-Kin-
derrechts-Strategie. Diese Wo-
che wurde die neue Strategie
vorgestellt.

Sie betont, dass es wichtig sei,
Kinder mehr an der Gestaltung
unserer Gesellschaften zu betei-
ligen. Schließlich sind es die
Jüngsten unter uns, die am dau-
erhaftesten mit den Folgen ge-
genwärtiger Politik zu leben ha-
ben. Nicht umsonst stellte ein
16-jähriger Bub auf dem 13. Eu-
ropäischen Forum für die Rech-
te des Kindes folgende Frage:
„Wenn nicht wir, wer dann?“

Tatsächlich haben 15 EU Mit-
gliedstaaten Kinder- oder Ju-
gendparlamente. Aber in nur 4
Mitgliedstaaten ist es gesetzlich
vorgesehen, dass die Ansichten
von Kindern einbezogen wer-
den müssen, wenn Gesetze an-
genommen werden. Eine EU-
Studie kam zu dem Ergebnis,
dass eines von 5 Kindern in der
EU unglücklich aufwächst und
sich Sorgen um die Zukunft

macht. Ein Drittel der befragten
Kinder hat Diskriminierung
oder Ausgrenzung erlebt. Diese
Rate stieg auf 50 Prozent, wenn
man Kinder mit Behinderun-
gen, Migranten, ethnische oder
sexuelle Minderheiten befragt.

Was die EU-Kommission be-
sonders besorgt, ist der anhal-
tende Mangel an Chancen-
gleichheit. Zwar nimmt die Kin-
derarmut ab. Dennoch sind
mehr als 20 Prozent der Kinder
in der EU von Armut oder sozia-
ler Ausgrenzung bedroht. Dies
trifft für etwa die Hälfte der Kin-
der von Eltern mit niedrigem
Bildungsgrad zu. Kinder von El-
ternmit einem hohen Bildungs-
grad trifft dieses Risiko nur in 10
Prozent der Fälle. Vor diesem
Hintergrund hat die Kommissi-

on diese Woche auch eine „Eu-
ropäische Kindergarantie“ vor-
geschlagen. Diese soll helfen,
den Kreislauf von sozialer Aus-
grenzung zu schlechterer und
kürzerer Schulausbildung,
Langzeitarbeitslosigkeit und
wiederum Armut zu durchbre-
chen. Die Europäische Kinder-
garantie würde die am stärksten
betroffenen Mitgliedstaaten
auffordern, 5 Prozent ihrer Mit-
tel aus dem Europäischen Sozi-
alfonds Plus für die Bekämp-
fung von Kinderarmut und so-
zialer Ausgrenzung auszuge-
ben. Auf Ersuchen des Europäi-
schen Parlaments testet die
EU-Kommission nun dies zu-
sammen mit UNICEF in Italien
und 3weiteren EUMitgliedstaa-
ten.

Was will die Europäische Kin-
dergarantie ermöglichen? 4 Be-
reiche stehen im Zentrum:

1. Frühkindliche Betreuung,
Bildung und Erziehung, schul-
bezogene Aktivitäten und eine
gesundeMahlzeit pro Schultag,

2. Effektiver und kostenloser
Zugang zu einer hochwertigen
Gesundheitsversorgung,

3. Effektiver Zugang zu ausrei-
chender und gesunder Ernäh-
rung,

4. Für bedürftige Kinder ein
effektiver Zugang zu angemes-
senemWohnraum. Diese politi-
schen Ideenmüssen nun umge-
setzt werden. Die Strategie en-
det mit dem Zitat eines Kindes,
welches im Eurochild-Kinderrat
meinte: „Taten sagen mehr als
Worte.“ © Alle Rechte vorbehalten

EUROPA-SPLITTER

Streit umdie Verteilung
IMPFSTOFF:Die EU-Staatenwollen raschmehr Impfstoff für ihre Bürger –Forderung nach Exportverbot

BRÜSSEL (dpa). Die EU-Staa-
ten streiten auch nach ihrem
Gipfel weiter über die Vertei-
lung knapper Corona-Impf-
stoffe. Am Freitag pochte
Tschechien abermals auf Kor-
rekturen, und auch Öster-
reich hofft nach wie vor auf
zusätzliche Impfstoffmengen.
Nun soll in Brüssel erneut ver-
handelt werden.

Einig waren sich die Staats- und
Regierungschefs aber, dass
Impfstoff-Exporte in Drittstaa-
ten überwacht werden sollen,
damit die EU insgesamt von den
Herstellern fair beliefert wird.

Möglich sind damit auch Ex-
portverbote – die aber aus
Furcht vor Gegenmaßnahmen
nur im Notfall verhängt werden
sollen. Bundeskanzlerin Angela
Merkel sagte dazu: „Wir haben
bezüglich der Exportkontrollver-
ordnung geäußert, dass wir kei-
nerlei Störung der internationa-
len globalen Lieferkettenwollen,
aber dass wir natürlich daran in-
teressiert sind, dass die Firmen,
diemit uns Verträge abgeschlos-
sen haben, auch wirklich ver-
tragstreu sind.“ Die EU liefere
Corona-Impfstoff in alle Welt,
anders als die USA oder Groß-
britannien.Manwolle aber auch
die eigene Bevölkerung versor-
gen.

Teilerfolg für Österreich

Angesichts des Mangels hat-
ten Österreich und 5 weitere
Staaten Korrekturen an der in-
ternen Verteilung der Impfstoffe
in der EU verlangt. Doch er-
reichten sie beim Gipfel wenig.
In ihrer Abschlusserklärung be-
kräftigten die Staats- und Regie-
rungschefs im Grundsatz den
bisherigen Verteilschlüssel nach
Bevölkerungsgröße. Nach stun-
denlangem Streit wurde nur ver-
einbart, über eine vorgezogene
Teillieferung von 10 Millionen

Impfdosen von Biontech/Pfizer
„im Geiste der Solidarität“ wei-
ter zu verhandeln. Damit könn-
ten kurzfristig einige Löcher ge-
stopft werden.

Bisher lief die Verteilung so:
Grundsätzlich haben die Staaten
Zugriff auf einen Anteil gemäß
ihrer Bevölkerungsstärke in der
EU – für Deutschland sind das
knapp 19 Prozent. Will ein Land
seinen Anteil nicht oder nicht
ganz, können andere EU-Staa-
ten die Mengen aufkaufen. Eini-
ge Staaten waren zum Beispiel
skeptisch beim teuren Impfstoff
von Biontech/Pfizer und setzten
stärker auf das preiswerte Astra-
zeneca, bei dem es jetzt erhebli-
che Lieferprobleme gibt. So ge-
rieten sie ins Hintertreffen.

Der tschechische Minister-
präsident Andrej Babis sagte am

Freitag, wenndas System sowei-
tergeführt werde wie bisher,
würden manche Staaten im
Sommer genug Impfstoff für 90
Prozent ihrer Bevölkerung ha-
ben, andere aber nur für 40 Pro-
zent. „Das ist inakzeptabel.“
Tschechien ist mit mehr als 500
Ansteckungen auf 100.000 Ein-
wohner derzeit besonders hart
von Corona betroffen.

Babis begrüßte, dass 10 Mil-
lionen vorgezogene Dosen des
Biontech/Pfizer-Impfstoffs für
einen Ausgleich genutzt werden
könnten. Über die Aufteilung
dieser Lieferung, die der Her-
steller zusätzlich fürs zweite
Quartal zugesagt hatte, wurde
aber bereits vor dem Gipfel ge-
stritten, und auch der brachte
noch keine Lösung.

Österreichs Kanzler Sebastian

Kurz räumte amFreitag ein, dass
ein Kompromiss gefunden wer-
den müsse. Er wollte nicht sa-
gen, wie viele zusätzliche Impf-
dosen er sich erhofft, zeigte sich
aber optimistisch, dass Öster-
reich von einer Lösung profitie-
ren werde.

Vor allem Kurz war bei den
übrigen Staats- und Regierungs-
chefs mit seinen Forderungen
nicht gut angekommen. „Sebas-
tian Kurz hat sich verzockt“, sag-
te ein EU-Diplomat. Der nieder-
ländische Ministerpräsident
Mark Rutte sagte, ein Blick auf
die Zahlen zeige, dass vor allem
Bulgarien, Lettland und Kroati-
en ein Problem hätten. Denen
wolleman helfen. Bei Österreich
könne er dies hingegen derzeit
nicht erkennen.

© Alle Rechte vorbehalten

MÜNCHEN (dpa). Exakt ein
halbes Jahr vor der Bundestags-
wahl sieht CSU-Chef Markus
Söder die Union in einer äu-
ßerst schwierigen Lage. „Es sor-
tiert sich völlig neu“, sagte der
bayerische Ministerpräsident
am Freitag nach einer Sitzung
des Parteivorstands in Mün-
chen. Wie die neuesten Umfra-
gen zeigten, gehe es für CDU
und CSU nicht mehr um die
Frage, „mit wem man regiert,
sondern obman regiert“.

Mit Blick auf die neuesten
Umfragen betonte Söder, die
Union dürfe den sich ankündi-
genden Stimmungswechsel
nicht ignorieren: „Wir müssen
aufpassen als CDU und CSU.“
Nur weil die Union seit 16 Jah-

ren die Verantwortung im Bund
innehabe, werde dies nicht au-
tomatisch so weitergehen. „Wir
müssen das Kämpfen wieder
lernen“, sagte er. Es brauche da-
her eine klare Linie und eine
klare Führung. ©

SödersWeckruf an dieUnion

WIEN (APA). Der Streit um die
Verantwortung für das eher ge-
mächliche Impftempo in Öster-
reich geht weiter. Die SPÖ be-
mühte dazu am Freitag Finanz-
minister Gernot Blümel (ÖVP)
zu einer dringlichen Anfrage ins
Hohe Haus, um Aufklärung zu
erhalten. Dieser wies Vorwürfe
aller Art zurück und bestritt,
beim Impfen gespart zu haben.

Ein Budgetlimit beim Impf-
stoff wäre geradezu absurd ge-
wesen, betonte Blümel. Die Po-
sition sei immer gewesen, so
viel wie möglich zu beschaffen.
Wieman amBeispiel Kurzarbeit
sehe, sei immer Geld nachge-
schossen worden, wenn dies
nötig gewesen sei.

Die SPÖ hatte sich an die
Spitze der Blümel-Kritiker ge-
stellt, weil in einem Minister-
ratsvortrag vom Finanzministe-
rium der Wunsch des Gesund-
heitsressorts nach einem Bud-
get von mehr als 200 Millionen
für Impfungen zurückgewiesen
worden sei. Der Finanzminister
meinte dazu, eine Formulierung
„kostet mehr als“ sei nicht ad-
äquat für das Haushaltsrecht.

Der stellvertretende SPÖ-
Klubchef Jörg Leichtfried ist da-
gegen überzeugt, dass Blümel

sparen habe wollen. Wörtlich
sprach er bei der Begründung
der „Dringlichen“ Freitagnach-
mittag im Nationalrat von
„Impfknauserei“. Mit den vor-
handenen 200 Millionen hätten
nicht die Impfstoffe bestellt wer-
den können, die bestellbar ge-
wesen wären – für Leichtfried
ein „unglaublicher Fehler“.

Wegen dieses „Geiz ist geil“-
Mottos könnten die Österrei-
cher nicht geimpft werden, är-
gerte sich Leichtfried. Blümel
sprach im Gegenzug von einer
„Politik der Angstmacherei“.

Gegen den Finanzminister
wurde von der FPÖ ein Miss-
trauensantrag eingebracht. Der
Antrag wurde mehrheitlich ab-
gewiesen. ©

Impfstreit: Gernot Blümel kritisiert
„Politik der Angstmacherei“

Sie sind klein und ihre Stimmen leise: Umso wichtiger ist der Welttag der Kinderrechte. Shutterstock

Während der Videokonferenz der EU-Staats- und Regierungschefs (groß im Bild Bundeskanzler Sebastian Kurz)
wurde US-Präsident Joe Biden für ein Statement zugeschaltet. BUNDESKANZLERAMT/DRAGAN TATIC/DRAGAN TATIC
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